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Badischer Tandtag .
(Fortsetzung aus dem Hauptblatt Rr . 148.)

Nach Wiedereröffnung der Sitzung am Nachmittag er¬
greift zunächst in der Spezialdiskussion zu Art . 1 das
Wort Senatspräsident vr . v . Stoesser , um auszuführen ,
daß die darin enthaltenen Bestimmungen als eine gerechte,
wohlwollende und deßhalb richtige Anwendung der Grund¬
sätze betrachtet werden können , auf welchen das Gesetz
vom 9. Oktober 1860 beruhe. Der tatsächliche Zustand
werde nun ein gesetzlicher werden. Auch die Minorität
- er Kommission habe der Wiederherstellung des Art. 1
nach dem Regierungsentwurfe zugestimmt, theils deßhalb,
weil sie die von der Zweiten Kammer beschlossenen Zu¬
sätze als überflüssig betrachte , theils auch deßhalb , weil
sie eine sachliche Abweichung von den Grundsätzen des
Gesetzes vom 9. Oktober 1860 in ihnen erblicke, und
zwar letzteres in der Aufnahme von § 109 Abs . 3 des
Elementarunterrichtsgesetzes, wie Redner später darthun
werde. Während Abs . 1 desselben die bisherige Bestim¬
mung enthalte , daß die Kirchen befugt seien , Anstalten
zur theologisch -praktischen Vorbildung der künftigen Geist¬
lichen zu unterhalten , bestimme Abs . 2 , daß sie ferner
befugt sein sollen, Pensionsanstalten (Konvikte ) für solche
Zu errichten und zu unterhalten , welche behufs Vorberei¬
tung für den geistlichen Beruf Gelehrtenschulen oder die
Universität besuchen, eine Ermächtigung , welche ihnen bis¬
her durch das Gesetz vom 19. Februar 1874 entzogen
war . Die Kommission hege einstimmig die Meinung , daß
diese Erweiterung der . Befugnisse der Kirchen lediglich
dem Gesetze vom 9 . Oktober 1860 entspreche . Was nun
die von der Zweiten Kammer hinzugefügten Zusätze be¬
treffe, so erstreckten sich dieselben einmal aus die Anfüh¬
rung des K 107 Ziff . 1 , 2 und 3 des Elementarunter¬
richtsgesetzes und diese halte die Kommission für über¬
flüssig ; darin sei nämlich die Bestimmung getroffen, daß
die Schließung einer Privatlehr- und Erziehungsanstalt
durch die Staatsbehörde unter gewissen, im Gesetze näher
bezeichnten Voraussetzungen verfügt werden könne . Diese
Befugniß beruhe auf allgemeinen Rechtsgrundsätzen .und
verstehe sich daher auch den kirchlichen Anstalten gegen¬
über von selbst, denn keine Regierung könne der Berech¬
tigung entbehren, welche ihr noch ausdrücklich in unserer
Positiven Gesetzgebung die 88 30 und 31 des Polizei¬
strafgesetzbuchs einräumten , nämlich rechts- und ordnungs¬
widrige Zustände zu beseitigen und deren Entstehung
oder Fortsetzung zu hindern , bezw . die Erfüllung von
Verbindlichkeiten des öffentlichen Rechts zu erzwingen.
Selbst wenn 8 107 des Elementarunterrichtsgesetzes eine
solche Bestimmung nicht enthielte , so hätte nach Redners
Erachten — und er glaube keinem Widerspruch regie¬
rungsseitig zu begegnen — der Inhalt desselben ebenso
Gesetzeskraft wie jetzt , wo er ausdrücklich in das Elemen¬
tarunterrichtsgesetz Aufnahme fand . Auch die Minorität
der Kommission habe sich daher damit einverstanden er¬
klären können , daß von einer ausdrücklichen Citirung des
Z 107 des Elementarunterrichtsgesetzes in Art. 1 Um¬
gang genommen werde , zumal Recht und Pflicht der Re¬
gierung zur Aufsicht auch durch besondere Aufnahme des
8 108 gewahrt sei , aber nicht aus dem Grunde , weil
dadurch ein Mißtrauen gegen die Kirchenbehörde zum
Ausdruck gelange , sondern weil sie dieselbe aus den ange¬
führten Gründen als überflüssig betrachte.

Das Gleiche gelte von dem Inhalte des letzten Absatzes
des Art . 1 nach den Beschlüssen des andern Hohen
Hauses , in welchem gesagt fei : „In die Pensionsanstalten
(Konvikte) dürfen nur solche Zöglinge ausgenommen
werden , welche sich dem theologischen Studium widmen
wollen . " Zweierlei Erwägungen kämen in dieser Be¬
ziehung in Betracht ; einmal liege es schon in dem
Charakter des ganzen Gesetzes , in dessen einleitenden
Worten und in dem Inhalte der Motive begründet , daß
es sich nur um Zöglinge handeln könne , die sich dem
geistlichen Stande widmen wollen; zum andern müßte
in der Aufnahme einer besonderen Bestimmung des frag¬
lichen Inhalts in das Gesetz die Ermahnung an die
Großh . Regierung erblickt werden, besonders darauf zu
achten , daß der Vollzug im Einzelnen hiernach geschehe.
Es würde damit gewissermaßen der Großh. Regierung
die Auflage gemacht , sich zu überzeugen, ob die jungen
Leute , welche in den Konvikten Aufnahme gefunden hätten,
später auch wirklich ihrem Vorsatze , Theologie zu studiren,
treu bleiben , und im Zuwiderhandlungsfalle womöglich
dahin zu wirken, daß dieselben die bezogenen Stipendien
zurückerstatteten u . dergl. Eine solche Zumuthung dürfe
der Großh . Regierung nicht gemacht werden , und zwar
um so weniger, als ohnehin angenommen werden könne,
daß in die Erziehungsanstalten nur solche Zöglinge aus¬
genommen werden würden , welche von Anfang an die
Absicht hegen, sich dem geistlichen Berufe zu widmen.

Ebenso beantrage die Kammer den Strich des von
der Zweiten Kammer beschlossenen Absatzes 4 , welcher
laute : „Im Uebrigen bleibt bezüglich derselben 8 109
Abs. 3 des obigen Gesetzes in Geltung .

" Im Kommis¬
sionsbericht sei die Bedeutung dieses Zusatzes des näheren
dargelegt. Der betreffende 8 109 Abs . 3 des Elementar¬
unterrichtsgesetzes befage : „Mitgliedern eines religiösen
Ordens oder einer ordensähnlichenreligiösen Kongregation
Ist jede Lehrwirksamkeit an Lehr- und Erziehungsanstalten
untersagt.

" Wenn nun Abs . 3 des citirten Paragraphen
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ausdrücklich in Art . 1 als anwendbar bezeichnet werde
und Abs. 4 hingegen, nicht Erwähnung finde , welcher die
Staatsregierung ermächtigt, für einzelne Personen in
widerruflicher Weise von jenem Verbot Nachsicht zu er¬
lheilen, so liege der Schluß nahe , daß Abs . 4 von der
Anwendbarkeit auf kirchliche Erziehungsanstalten ausge¬
schlossen sein solle. Die Kommission habe daher für
angemessen erachtet , diesen Absatz zu entfernen , um die
obige Auslegung desselben unmöglich zu machen .

Der zweite Abschnitt des Elementarunterrichts -Gesetzes
handle von den Lehr- und Erziehungsanstalten der Pri¬
vaten und Korporationen, und zwar regelten die 88 103 ff.
die Voraussetzungen und Bedingungen der Errichtung
von Privatlehr- und Erziehungsanstalten , in welche schul¬
pflichtige Kinder ausgenommen werden, während 8 108
die Errichtung solcher Privatlehr- und Erziehungsanstalten
zum Gegenstand habe , in welche ausschließlich Schüler
unter oder über dem schulpflichtigen Alter Aufnahme
finden sollen . Dabei beziehe sich 8 108 a. a . O . ledig¬
lich auf Privatinstitute , wohingegen der nachfolgende 8 109
solche Anstalten im Auge habe , welche von Korporationen
und Stiftungen errichtet würden. Dort werde bestimmt:
„Kirchlichen Korporationen und Stiftungen ist die Er¬
richtung einer Lehr- und Erziehungsanstalt nur auf Grund
eines besonderen Gesetzes gestattet. " Der gegenwärtige
Gesetzentwurf wolle nun den Kirchen beider Konfessionen
allgemein die Erlaubniß einräumen, und zwar ohne daß
es jeweils eines besonderen Gesetzes bedürfe, solche Lehr-
und Erziehungsanstalten einzurichten . Nun liege es doch
gewiß nahe, den Korporationen hinsichtlich der Auswahl
ihrer Lehrkräfte nicht mehr Beschränkungen aufzuerlegen ,als den Privaten obliegen ; diesen aber sei keinerlei Be¬
schränkung in der Wahl der Kräfte auferlegt , welche sie
zur Erziehung — nicht zum Unterricht — verwenden
wollen. Es sei wohl zu unterscheiden zwischen Lehr¬
anstalten und Erziehungsanstalten ; für letztere könnten
Ordensgeistliche sowohl von Privatpersonen als auch von
Korporationen und Stiftungen verwendet werden , sofern
solche Geistliche nur nicht zu einer Lehr Wirksamkeit be¬
rufen , sondern lediglich nur für die Erziehung oder auch
Verwaltung u . dergl. Arbeiten in die Erziehungsanstalt
berufen werden . Ebenso verhalte es sich bei den von
Korporationen und Stiftungen errichteten Lehranstalten ,
wenn und in soweit die hierher berufenen Ordensgeist¬
lichen ausschließlich nur für Erziehungs - und Verwal¬
tungszwecke thätig sein sollen ; erstrecke sich aber deren
Wirksamkeit auch auf das Lehren, was meistens zutreffen
dürfte , so trete die gesetzliche Untersagung des 8 109,
Abs . 3 ein , mit Vorbehalt der in Abs. 4 der Staats¬
regierung gegebenen Ermächtigung, Nachsicht von dem
Verbote zu ertheilen, in welcher Beziehung eben den Stif¬
tungen und Korporationen nicht die gleiche Freiheit ge¬
währt sei , wie Privatpersonen . Nach der Absicht der
Kommission sollte diese Beschränkung nicht noch weiter
als bisher Rechtens verschärft werden ; mit Beseitigung
des von der Zweiten Kammer beschlossenen Zusatzes
(bezüglich 8 109 , Abs. 3) sollte nur das bestehende Recht
aufrecht erhalten werden , so daß — ohne Verkennung
des erheblichen Unterschieds , ob derartige Anstalten von
Privaten oder von Stiftungen und kirchlichenKorporationen
unterhalten werden — letztere nicht in eine minder gün¬
stige Lage versetzt werden , als bisher, zumal der vor¬
liegende Gesetzentwurf gerade dazu bestimmt sei , wesent¬
liche Befugnisse und Erleichterungender Kirche zu gewähren .
Nach Wegfall dieses Zusatzes verbleibe es lediglich bei
den bisherigen Bestimmungen des Elementarunterrichts -
Gesetzes 8 109 und behalte dieser, abgesehen von Abs . 2,
nach wie vor seine volle Wirksamkeit .

Wegen der weiteren Kommissionsanträge bezieht sich
Redner im Wesentlichen auf deren Begründung im
Kommissionsbericht .

Nach dieser Rede wurde Art . 1 des Gesetzes dem
Kommissionsantrage entsprechend nach der Fassung der
Regierungsvorlage einstimmig angenommen; ebenso wur¬
den die Art. 2 und 3 ohne weitere Diskussion mit Stim¬
meneinhelligkeit genehmigt . Zu Art . 4 der Kommissions¬
anträge , welcher besagt : „Im Art . 1 des Gesetzes vom
2. April 1872, die Abhaltung von Missionen durch die
Mitglieder religiöser Orden betr., werden nach dem
Wort „ Seelsorge" die Worte „ausgenommen die Spen¬
dung der Sakramente in Notfällen " eingeschoben , be¬
merkt der Berichterstatter Geh . Hofrath 1)r . v . Holst ,
daß die Kommission auch diesen Artikel einstimmig ge¬
nehmigt habe . Die darin geregelte Frage habe seit
Jahren in der einen oder andern Form den Gegenstand
von Verhandlungen gebildet . Soweit Redner bekannt,
hätten sich bisher alle Politiker dahin ausgesprochen, daß
es nicht die Intention der Kulturkampfgesetze gewesen sei,
durch den Ausschluß der Ordensgeistlichen Beschränkun¬
gen hinsichtlich der Spendung der Sakramente für Noth -
sälle einzuführen. Es handle sich in der vorliegenden
Frage um eine Angelegenheit , die das Individuum als
solches unmittelbar berühre, und Redner glaube , das
Hohe Haus solle Alles thun , um zu verhüten , daß Je¬
mand aus dem Heben scheide , ohne in Folge des be¬
stehenden Gesetzes in der Lage gewesen zu sein , die Be¬
dürfnisse seines religiösen Glaubens zu befriedigen.
Dieser Punkt sei seiner Zeit bei den Verhandlungen im
preußischen Abgeordnetenhaus « insbesondere vom Professor

Gneist scharf betont worden . Von katholischer Seite

trage man Bedenken , dem Anträge in der vorliegenden
Form beizupflichten , weil man befürchte, durch das Votum
dafür sich mittelbar auch für den Art. 1 des Gesetzes
vom 2 . April 1872 , durch den die Abhaltung von Mis¬
sionen und die Aushilfe in der Seelsorge seitens der
Mitglieder religiöser Orden verboten worden sei, auszu¬
sprechen . Diese Ansicht erscheine Redner unhaltbar, da
es sich ja jetzt nicht darum handle, jenes Verbot zu votiren ;
dasselbe bestehe vielmehr thatsächlich zu Recht, ganz einerlei,
wie der Einzelne darüber denke . Es stehe nunmehr
lediglich in Frage , eine Milderung von diesem Verbote
einzuführen , und dagegen werde sich doch gewiß ein guter
Katholik nicht stemmen wollen . Von der Gegenseite werde
behauptet , daß der fragliche Artikel eine wahre Hochfluth
von Nothfällen , in denen die Sterbesakramente zu spen¬
den wären , zur Folge haben würde. Redner vermöge
diesem Fluge der Phantasien nicht zu folgen , da wohl
jeder Unparteiische zugeben müßte , daß in Wahrheit
solche Fälle sehr selten sein werden . Gleichwohl werde
die ' Annahme des Art . 4 für die Volksstimmung von er¬
heblicher Wirkung sein , weil in dem Herzen der Leute
jeder einzelne bezügliche Fall ungemein schwer in das Ge¬
wicht falle und der gewöhnliche Mann nun und nimmer¬
mehr begreifen könne, daß einem Schwerkranken darum die
Sterbesakramente vorenthalten werden müssen, weil nur
ein Ordensgeistlicher zur Spendung derselben zur Ver¬
fügung stehe. Wolle man das nicht für zulässig erachten,dann wäre es besser , den Mitgliedern religiöser Orden
überhaupt das Betreten des badischen Bodens ein für
alle Mal zu verbieten.

Redner hege auch die feste Zuversicht , daß in diesem
Punkte die Hohe Zweite Kammer sich der Meinung der
Kommission anschließen werde . Ferner werde gegen den
Artikel geltend gemacht , daß bisher schon in solchen
Nothfällen thatsächlich das gesetzliche Verbot niemals zur
Durchführung gekommen sei , und Redner sei hierfür sehr-
dankbar , weil er glaube , daß . wenn nur in einem ein¬
zigen solchen Falle der betreffende Ordensgeistliche zur
Verantwortung gezogen worden wäre , ein Sturm der
Entrüstung durch das Land gezogen sein würde. Es
stehe aber immerhin zu befürchten , daß einmal ein ge¬
wissenhafter Staatsanwalt in solchem Falle Anklage er¬
hebe , und jedenfalls sei es kein eines Rechtsstaats würdiger
Zustand , wenn die Hüter des Gesetzes in Uebereinstim-
mung mit der öffentlichen Meinung ein für alle Mal
darauf verzichteten , dasselbe zur Anwendung zu bringen .
Redner düiffe daher mit gutem Grunde behaupten, daß
alle Erwägungen für den Kommisionsantrag sprächen
und daß gegen denselben nicht ein einziger stichhaltigerGrund vorgebracht werden könne ; er hege daher die zu¬
versichtliche Hoffnung, das das Hohe Haus sich einstimmig
für Art . 4 erklären werde .

Senatspräsident vr . v . Stoesser erklärt sich mit
dem Art . 4 aus den schon von dem Herrn Berichterstat¬
ter dargelegten Gründen völlig einverstanden ; der Haupt¬
zweck sei, durch denselben dieWahrheit des Gesetzes
wieder herzustellen . Wenn durch das Gesetz vom 2 . April
1872 die Spendung der Sakramente durch Ordensgeist¬
liche in Nothfällen verboten sei, so erachte es Redner
für die Pflicht eines jeden Staatsanwalts, im Uebertre-
tungsfalle derartige Handlungen zu versolgen . Der
Staatsanwalt könne um so beruhigter einschreiten, als
der Richter nach Lage der Gesetzgebung verurtheilen
müßte . Aber auch abgesehen hiervon , empfehle es sich
schon insofern auf den Kommissionsvorschlag einzugehen ,als die allgemeine Ansicht dahin gehe, daß derartige
Handlungen nicht unter ein Strafgesetz fallen sollten ;
doch scheine Redner ebenso wie das Gesetz vom 2 . April
1872 über das eigentliche Ziel hinausschieße, so auch der
Art . 4 in der Fassung der Kommission zu weit zu gehen .
Die katholische Kirche kenne sieben Sakramente , von
denen drei von vornherein hier nicht in Betracht kom¬
men könnten, nämlich die Eheschließung, die Firmung
und die Ordination ; auch die Taufe werde davon nicht
berührt werden , weil nach kanonischem Rechte Noth -
taufen von Jedem , Mann , Weib , Christ oder Nicht¬
christ , vorgenommen werden könnten ; es blieben somit
nur die letzte Oelung , die Buße und das Abendmahl,
welch letztere beide gewöhnlich zusammen mit der letzten
Oelung verbunden würden, weshalb man auch gemeinhin
von Sterbesakramenten rede . Die letzte Oelung
aber dürfe nach dem Tridentinum ohnehin von einem
andern Priester als dem Ortspfarrer nur in Nothsällen
gespendet werden. Redner glaube daher , daß es in dem
Kommissionsantrage statt : „ ausgenommen die Spendung
der Sakramente in Nothfällen" korrekter heißen würde :

. . Spendung der Sterbesakramente in Nothfällen " .
Geheimer Hofrath vr . v . Holst tritt diesem Vorschlag

entgegen ; es sei allerdings richtig , daß es sich in Noth¬
fällen wesentlich um die Verabreichung der Sterbesakra¬
mente handle, allein es seien eben doch Fälle denkbar,
wo ein Gleiches auch mit den andern Sakramenten der
Fall sein könne , und diese sollten nach des Redners Mei¬
nung von der Befugniß nicht ausgeschlossen werden . So
erscheine der Fall sehr wohl möglich , daß es sich darum
handle , rasch die Ehe eines Sterbenden einzusegnen, oder
eine Nothtaufe vorzunehmen ; denn wiewohl letztere auch
von Laien bewirkt werden dürfe nach kanonischem Recht ,
so würden die Angehörigen doch in vielen Fällen großen
Werth darauf legen , sie durch einen Priester celebriren



zu lassen ; manchmal werde die Taufe auch den Charak¬
ter eines Sterbesakramentes annehmen . Redner glaube ,
das Hohe Haus solle in dieser Beziehung nicht zu ängst¬
lich sein, und zwar um so weniger , als die heutige Dis¬

kussion ergeben habe , daß im Allgemeinen der Art . 4

sich nur auf die Spendung der Sterbesakramente beziehe.

Prälat 1)r . Doll hat den Kommissionsantrag ur¬

sprünglich dahin aufgefaßt , daß es sich bei der zu sta -

tuirenden Ausnahme von dem gesetzlichen Berbote nicht
um das Vorhandensein einer Noth auf Seiten des das

Sakrament Empfangenden , sondern des dasselbe Spendenden
handle . Redner habe daßhalb Veranlassung genommen ,
einem katholischen Geistlichen die Frage vorzulegen , wann

er glaube , daß ein Ordensgeistlicher zur Spendung eines
Sakraments berechtigt sei, dessen Verabreichung ihm das

Gesetz nur in Nothfällen gestatte . Darauf habe derselbe
erwidert , diese Voraussetzung liege offenbar dann vor ,
wenn der ordentliche Geistliche dasselbe zu spenden ver¬

hindert sei ; es könne somit daraus z . B . gefolgert werden
wollen , daß Ordensgeistliche bei Verhinderung des

Kuratgeistlichen auch zur Abhaltung der österlichen Beichte
die Berechtigung hätten . Redner bitte daher , dem Ge¬

setze eine Fassung zu geben , die solches Mißverständniß
ausschließt .

Geheimer Hosrath vr . v . Holst glaubt , daß der be¬

treffende katholische Geistliche mit seiner Auslegung der

fraglichen Bestimmung doch sehr isolirt dastehe ! Ein

Zweifel über die richtige Auslegung könne kaum obwal¬

ten und jedenfalls erscheine durch die heutige Besprechung
die Frage durchaus klargestellt .

Frhr . Ernst August v . Göler bemerkt , die Interpre¬
tation des Ausdrucks „in Nothfällen " könne man füglich
der Vollzugsverordnung überlassen .

Nunmehr wird Art . 4 in der Fassung der Kommission
einstimmig genehmigt .

Zu Art . 5 liegen 3 Anträge vor , nämlich :
1 . der Kommissionsantrag ;
2 . der Antrag des Frhrn . v . Hornstein und Grafen

v . Helmstatt , dahin gehend , es sei zu Art . 5 die

Regierungsvorlage (Art . 4) wiederherzustellen ;
3 . der Antrag des Geheimeraths Or . Schulze , dahin

gehend , es sei die Ermächtigung zur Zulassung von

Ordensgeistlichen behufs einer vorübergehenden
Aushilfeleistung in der Seelsorge nach der Fassung
des Kommissionsantrags an die Großh . Regierung

„für drei Jahre von dem Tage der Ver¬

kündigung dieses Gesetzes ab " zu ertheilen .
Geh . Hofrath vr . v . Holst bemerkt mit Bezug auf den

Antrag des Herrn Geh . Rath l) r . Schulze , daß er nicht
zögern würde , demselben beizupflichten , wenn in der That ,
wie jener Herr glaube , der Kommissionsantrag die orga¬
nische Einrichtung der Seelsorge durch Ordensgeistliche
dauernd in unser Staatskirchenrecht einführen würde ;
allein davon könne keine Rede sein , und zwar um !

so weniger , als schon der Wortlaut der Regierungs - !

Vorlage und die Motive zu Art . 4 derselben deutlich er - !
kennen ließen , daß es sich lediglich um eine Bestimmung
handle , welche bezwecke , den obwaltenden besonderen , vor - !

übergehenden Verhältnissen gerecht zu werden . Unter
einer organischen Einrichtung begreife Redner etwas !

Ständiges , Reguläres , was bestimmt sei , ein lebendiger
Theil des Systems zu werden . Hier aber werde aus¬

drücklich gesagt , daß einzelnen Ördensgeistlichen zum
Zweck einer vorübergehenden Aushilfe in der Seelsorge die

Ausübung öffentlicher kirchlicher Funktionen in jeder Zeit
widerruflicherweise gestattet werden solle , und zwar nur
unter der Voraussetzung des Vorhandenseins eines Be¬

dürfnisses , dem nicht in andrer Weise abgeholfen werden
könne . Es unterliege somit keinem Zweifel , daß es

sich auch nach dem Kommissionsantrage nicht um
eine ständige Zulassung der Ordensgeistlichen handle ,
und insoforn bestehe ein essentieller Unterschied zwi¬
schen letzteren und dem Antrag Schulze nicht ; auch
dieser gehe ja davon aus , daß z . Zt . mit Rücksicht auf
den vorhandenen Nothstand die Gestattung einer Aus -

nabme von dem Verbote des Gesetzes vom 2 . April 1872
der sachlichen Begründetheit nicht entbehre . Wenn nun
mit Bestimmtheit vorausgesehen werden könne , daß in 3

Jahren eine wesentliche Aenderung der den Artikel ver¬

anlassenden Umstände nicht eintreten werde , so liege es

doch nahe , an der Beschränkung des Gesetzes auf diesen
Zeitraum nicht festzuhalten . Die einfache und loyale
Durchführung des Kommissionsantrags werde ja auch zu
dem Resultate führen , daß von der ertheilten Befugniß
kein Gebrauch mehr gemacht werde , sobald der vorhan¬
dene Nothstand behoben ist, selbst wenn dies schon in
einem Jahre der Fall sein sollte . Der fragliche Artikel

beabsichtige ja nicht völlig Neues zu schaffen , er wolle

nur von dem Boden zurückweichen, den der Staat in
den Jahren des Kampfes betreten habe . Dies habe aber

gewiß seine Berechtigung , wenn zugegeben wird , daß sich
die thatsächlichen Zustände wesentlich geändert haben , und
Redner glaube daher , das Hohe Haus werde gut daran

thun , dem Kommissionsantrag zuzustimmen , der den von
der Zweiten Kammer gegen den Art . 4 der Regierungs¬
vorlage erhobenen Bedenken in seiner Fassung wesentlich
entgegenkomme und von welchem es daher , wenn auch

nicht gerade wahrscheinlich , so doch möglich sei , daß er
die Genehmigung auch des Abgeordnetenhauses finden werde .

Graf von Helmstatt : Nachdem heute früh bereits

so eingehend über Art . 4 der Regierungsvorlage diskutirt
worden sei und nachdem bereits eine förmliche Literatur

für und wider denselben entstanden sei, glaube Redner

sich kurz fassen zu dürfen und nur das sagen zu sollen ,
was zur Begründung des von ihm unterstützten Antrags
von Hornstein erforderlich erscheine . Gerne spreche er
der Großh . Regierung seinen wärmsten Dank für die

Vorlage aus , die ihm ein Beweis ihres Wohlwollens und

zugleich ein Beleg dafür sei , daß die seit Jahren von
dem katholischen Volke aufgestellten Forderungen theilweise
als berechtigt von derselben anerkannt würden ; er wisse
aber auch der Zweiten Kammer Dank für die Gewährung
der Artikel 1 , 2 und 3 . Die ganze Vorlage habe für
Redner und seine Freunde insbesondere auch den Werth ,
daß sie klar beweise, wie nur auf dem von derselben ein¬

geschlagenen Wege gegenseitiger Vereinbarung zwischen
Staat und Kirche ein Erfolg sich erzielen lasse und die

durch die fehlerhafte Gesetzgebung früherer Jahre dem

Vaterlande geschlagenen Wunden geheilt werden könnten .

Nach dem gegenwärtigen Erfolge werde sich die Großh .

Regierung wohl verpflichtet fühlen , diesen Weg auch
fernerhin zu wandeln , um etwaigen weiteren berechtigten
Wünschen und Bedürfnissen des katholischen Volkes ent¬
gegen zu kommen .

'Wenn auch dem Art . 1 unzweifelhaft
für die Kirche der höchste Werth innewohne , so sei es
doch Art . 4 , welcher aus katholischer Seite am meisten
Veranlassung zu Enttäuschungen gegeben habe . Die an¬
fängliche Aufregung der Zweiten Kammer über die in
demselben der katholischen Kirche gemachten Zugeständnisse
habe sich einigermaßen gelegt , nachdem der Minister in
der öffentlichen Verhandlung die Zahl der herbeizuführenden
Ordensgeistlichen auf höchstens 2 Dutzend festgestellt habe .
Nach Redners Ansicht würde sich in Wirklichkeit die Zahl
aus die Hälfte reduziren und auch das eine Dutzend werde
nicht das ganze Jahr hindurch zur Verfügung stehen .
Man müsse deßhalb doch wohl zugeben , daß diese an¬
geblich so gewaltige Konzession in Wahrheit eine recht
bescheidene genannt werden dürfe , und Redner wisse daher
der Großh . Regierung , speziell für den Art . 4 nur ge¬
ringen Dank , der Kammer aber für dessen Ablehnung
gar keinen.

Was die Geschichte des Antrags Hoxnstein betreffe , so
wolle Redner mittheilen , daß bei dem ersten Zusammen¬
tritt der Kommission es den Anschein gewann , als ob die
Mehrheit derselben zu einer einfachen Wiederherstellung
der Regierungsvorlage Hinneige ; allein nach der eklatan¬
ten Abstimmung in der Hohen Zweiten Kammer sei der
Versuch — zu dem

'
sich Redner , wie schon Frhr . v . Bod -

man gethan , auch seinerseits bekenne — dem Art . 4
nach der ursprünglichen Regierungsvorlage in den Kom¬
missionsanträgen Aufnahme zu verschaffen , gescheitert .
Da nun aber dem fraglichen Artikel eine Vereinbarung
zwischen der Kurie und der Großh . Regierung zu Grunde
liege und da außerdem in unserer Diözese der Nothstand
so groß sei , so hätten Redner und seine Freunde ge¬
glaubt , nach jedem Strohhalm greifen zu sollen , der ge¬
eignet erschien , dem bestehenden Priestermangel einiger¬
maßen abzuhelfen , und sie hätten sich daher dazu be-

quemt , sich sowohl mit dem Art . 4 wie mit dem Art . 5
der Kommissionsanträge abzufinden . Redner habe es für
seine Pflicht , erachtet , diese Erklärung hier abzugeben
mit Rücksicht auf die durch die Presse ausgestreuten fal¬
schen Berichte , inhaltlich deren die evangelischen Kommis¬
sionsmitglieder mit dem Herrn Berichterstatter zusammen
die Majorität für die Fassung des Art . 5 der Kommis¬
sionsanträge gebildet hätten . Redner theile auch jetzt
noch die Ansicht, daß durch den Art . 5 der Kommissions¬
beschlüsse keinerlei neue Beschränkungen der Kurie in das
Gesetz gebracht werden würden , sondern daß damit in
dem letzteren nur Bestimmungen Aufnahme fänden , die
eigentlich in die Vollzugsverordnung gehörten und die
nach der Erklärung des Herrn Ministers thatsächlich auch
in derselben Aufnahme gefunden hätten . In erster Reihe
aber unterstütze Redner den Antrag des Frhrn . v . Horn¬
stein , welcher auf Wiederherstellung des Art . 4 der Re¬
gierungsvorlage abziele , und er ersuche den Herrn Prä¬
sidenten , über denselben , als den weitgehendsten , zuerst
abstimmen zu lassen . (Schluß siehe Hauptblatt .)

Verantwortlicher Redakteur : Wilhelm Harder in Karlsruhe .
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Bürgerliche Rechtspflege.
Oeffentliche Zustellung .

O .74 . 2. Nr . 4375 . Bonndorf .
Ignaz Kistler von Münchingen klagt
gegen Josef Kistler von da , z . Zt . in
Amerika , auf Zahlung von 299 Mark ,
unter der Behauptung , daß Elfterer
diesen Betrag als Bürge des Letzteren
im Jahr 1883 an Josef Kaufmann
von Gailingen und Veruch Bern -
heim in Thiengen für von diesem er¬
kaufte Liegenschaften habe zahlen muffen ,
und beantragt die Verurtheilung des
Josef Kistler durch vorläufig für
vollstreckbar zu erklärendes Urtheil zur
Zahlung von 299 Mk . Zur Verhand¬
lung dieser Sache hat das Gr . Amts¬
gericht hier Termin aus Samstag
den 14. Juli d . I . , Vormittags
' st9 Uhr , angeordnet ; was hiermit
öffentlich bekannt gemacht wird .

Bonndorf , den 26 . Mai 1888.
Der Gerichtsschreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts :
Köhler .

Konkursverfahren .
M .980 . Nr . 13,586 . Karlsruhe .

Uebcr den Nachlaß des Schneidermei¬
sters Anselm Köhler von hier wurde ,
da eine Uebcrschuldnng vorliegt , auf
Antrag eines Gläubigers heute am 30.
Mai 1888 , Nachmittags 6 Uhr , das
Konkursverfahren eröffnet .

Der Privatmann Hubert Feederle
hier ist zum Konkursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum

16 . Juli 1888 bei dem Gerichte an¬
zumelden .

Es ist zur Beschlußfassung über die
Wahl eines anderen Verwalters , sowie
über die Bestellung eines Gläubigeraus -
s yusses und eintretenden Falls über die
in 8 120 der Konkursordnung bezeichne-
ten Gegenstände auf

Samstag den 30 . Juni 1888,
Vormittags 9 Uhr ,

zur Prüfung der angemeldeten Forde¬
rungen auf

Freitag den 3 . August 1888 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgericht hier Ter¬
min anberaumt .

Allen Personen , welche eine zur
Konkursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig sind , wird aufgegeben , nichts
an den Gemeinschuldncr zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die Verpflichtung
auferlegt , von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen , für welche
sie aus der Sache abgesonderte Befrie¬
digung in Anspruch nehmen , dem Kon¬
kursverwalter bis zum 16 . Juli 1888
Anzeige zu machen.

Karlsruhe , den 30 . Mai 1883 .
Gerichtsschreiberei Gr . Amtsgerichts .

C - Eisenträger . !

Konkursverfahren .
O .84 . Nr . 10,708 . Freiburg . Das

Konkursverfahren über das Vermögen
des Händlers Heinrich Haas dahier !
wird nach Abhaltung des Schlußter¬

mins aufgehoben .
Frciburg den 25 . Mai 1888.

Der Gerichlsschreibcr
des Großh . bad . Amisgerichts :

Dirrler .
Vermögensabsondernng .

M .973 . Nr . 13,380 . Karlsruhe .
Die Ehefrau des Kochs Adolf Heidel¬
berger , Cäcilie , geb. Janzer dahier ,
wurde durch Urtheil Gr . Amtsgerichts
Hierselbst vom 18 . Mai 1888 für berech¬
tigt erklärt , ihr Vermögen von dem¬
jenigen ihres Ehemannes abzusondern .

Karlsruhe , den 31 . Mai 1888 .
Gerichtsschrciberei Gr . Amtsgerichts .

W . Frau k.
Erdeinweisung .

O .88 .2. Nr . 16,719 . Pforzheim .
Die Bäcker Jakob K e ck Witwe , Karo -
line , geb . Bitz dahier , hak, nachdem sei¬
tens der Erben auf die Erbschaft ver¬
zichtet worden ist , Antrag dahier auf
Einweisung in die Gewähr des Nach¬
lasses ihres Ehemannes gestellt . Wir
werden diesem Gesuche entsprechen ,
wenn nicht binnen sechs WochenEin -

wendungen dagegen dahier erhoben wer¬
den . Pforzheim , 22 . Mai 1888 . Gr .
bad . Amtsgericht , gez. Frey .

Dies veröffentlicht , Pforzheim , den
28 . Mai 1888 . Der Gerichtsschreiber
Großh . Amtsgerichts : Rittelman n .

Holzversteigerung .
M .960 2 . Nr . 501 . Von Großh . Be -

zirksforstei Freiburg werden aus den

! unten genannten Domänenwaldungen
! mit unverzinslicher Zahlungsfrist ver -
! steigert am Donnerstag , 7 . Juni
l 1888 , und zwar :

Born ». 10 Uhr im Gasthaus zuin
Engel in St . Peter -Sägendobel ans
den Distrikten Schcuerwald , Schaft¬
eck « . Vorderer Hochwald : 428 tan-

! neue Klötze in 3 Klassen , 334 tannenc
! Stämine »n 5 Klassen , 92 Ster buche-
! ncs , 241 Ster tannenes Scheitholz in
>2 Klassen » 41 Ster buchene , 21 Ster
! tannene Rollen , 17 Ster gemischtes
I Prügelholz und 3 Reisschläge . Wald -
! Hüter Dold in St . Peter erthcilt nähere
! Auskunft . Sodann am gleichen Tag
>Nachm . 3 Uhr im Gasthaus zum
Löwen in Eschbach aus Distrikt

! Konventwald : 14 tannene Klötze u .
' Stämme , 141 Ster buchenes , 42 Ster
! tannenes Scheitholz in 2 Klassen , 57
Ster buchene , 8 Ster tannene Rollen ,

! 222 Ster buchenes und 26 Ster ge¬
mischtes Prügelholz 1l . Kl . , sowie 7
Loose Abfallholz . Waldhüter Rombach
in Eschbach zeigt dieses Holz auf Ver -
lanaen vor ._

N .976 .3. lSrostweier , Amt Achern

Liegenschafts
Versteigerung .

Auf Ableben der Gustav
Mack Witwe , Theresie , geborne Kopf ,
werden nachbeschriebene Liegenschaften
der Erbtheilung wegen am

Montag dem 4 . Juni d . I .,
Nachmittags 2 Uhr,

im Gasthaus „ zur Linde " dahier unter
günstigen Bedingungen öffentlich ver¬
steigert , und zwar :

1.
Lagerbuch Nr . 124 .

17 Ar 58 Meter Hofraithe ,
24 „ 03 „ Hausgarten ,

1 „ 60 „ Wiese n . ,
75 „ 60 „ Wiese b . ,

6 „ 48 Mühlbach ,
125 Ar 29 Meter ; auf der Hofraithe
befindet sich ein zweistöckiges Wohnhaus
mit gangbarer Mahlmühle , einem
Schrot - und drei Mahlgängen , nebst
besonders stehendem zweistöckigen Oeko-

nomiegebäude mit Scheuer , Stallungen ,
Schopf und Schweinställen , nebst be¬
sonders stehendem Backofen , mitten im
Ort , Anschlag . . . . 18,000

2.
Lagerbuch Nr . 1364 .

7 Ar 7 Meter Acker im Kätzel , An¬
schlag . 200

3.
Lagerbuch Nr . 1363 .

6 Ar 96 Meter Acker allda ,
Anschlag . 2M ^

4.
Lagerbuch Nr . 423 .

18 Ar 24 Meter Acker in der Wolfs¬
bühn , Anschlag . 400 - 6

Großweier , den 19. Mai 1888.
Das Bürgermeisteramt .

Druck and Vertag o : r G . Braun , chen Hoioucybruckere ».
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